
Virusgilt nicht
Di e woxx kämpft. Nei n, si e hat ni cht
etwa i hre pazifi sti sche Überzeugung
über Bord geworfen und si ch frei -
willi g für den Kri eg u m Öl und
Macht gemel det − si e kämpft gegen
Bakteri en und Vi ren, di e seit Tagen
di e heili gen woxx−Hall en bevöl kern

und di e woxxl erI nnen zu schwächen ver-
suchen. Ni cht nur, dass di e Ver waltungs-
ratspräsi dentI n von ei ner Lungenentzün-
dung erfasst wurde, auch zwei Redakteu-
rI nnen hi ngen zul etzt i n den Seil en. Das
hi elt das woxx−Team jedoch ni cht davon
ab, der großen Anti −Kri egs−Demo bei zu-
wohnen, u m gegen ei nen anderen Vi rus
zu demonstri eren: den vi rus belli , den
Kri egsvi rus, der vor all e m i m Wei ßen Haus
zu Washi ngton zu grassi eren schei nt,
aber bi sweil en auch den ei nen oder ande-
ren europäi schen Politi ker i n der spätpu-
bertären Zi nnsol daten−Star− Wars−Rambo−
Phase erfasst. Letztere sei en gewarnt:
Angeschl agene woxxl erI nnen si nd u mso
gefährli cher.

Ein Plansectoriel soll
demnächst die Errichtung
von Mobilfunkantennen
regeln. Eigentlich aber

bleibt allesbei mAlten. Der
Plansoll nur verhindern,
dassgegen die Antennen
vor Gericht geklagt wird.

(RK) − Auf der einen Seite
brauchen die Mobilfunkbetrei-
ber i mmer mehr Sendeanlagen,
auf der anderen Seite gibt es ge-
gen diese Sender i mmer mehr
Widerstand in der Bevölkerung.
So hieß es bereits i mDezember
2000 i m gemeinsamen Presse-
dossier von Umwelt− undInnen-
ministerium zur Einführung
neuer Grenzwertefür Mobilfunk-
antennen. Seinerzeit hatte Um-
weltstaatssekretär Eugène Ber-
ger die Forderung der Grünen
abgelehnt, mittels eines Plan
sectoriel die Standorte für An-
tennen zentral zu koordinieren.
Am vergangenen Freitag waren
die Rahmenbedingungenfür Mo-
bilfunkantennen Thema i m Re-
gierungsrat − ein Plan sectoriel
soll nun den Handlungsspiel-
raum bei m Erteilen von Geneh-
migungenerweitern.
Was soll dieser Plan sectoriel

bewirken? Marc Sünnen, Jurist
i m Innenministerium, erklärt:
"Vor Gericht werden die Geneh-
migungen für Antennen eine
nach der anderen gekippt. Wir
mussten eine Lösung dafür fin-
den." Das Problemrührt daher,
dass GenehmigungeninÜberein-
sti mmung mit dem Bebauungs-
plan, dem"Plan d'aménagement
général" (PAG) der jeweiligen
Gemeinde erteilt werden müs-
sen. Weil inkaumeinemPAGdas
Errichten von Mobilfunkanten-
nen ausdrücklich vorgesehen
ist, entschieden die Gerichte,
dass die Genehmigungen ungül-
tigsind. Der Plansectoriel ist ei-
nederlegalen Möglichkeitendes
Staats, Regelungen des PAG
außer Kraft zusetzen. "Esschien
uns die beste Lösung, die'situa-
tionde non−droit' in der sichvie-
le der Mobilfunkantennen befin-
den, zu beheben", so Marc
Sünnen.

Der Plan sectoriel sieht vor,
dass BürgermeisterInnen Ge-
nehmigungen für Antennen er-
teilenkönnen, auch wennsiei m
Widerspruch zum PAG stehen.
Dagegen können sie Genehmi-
gungen verweigern in Fällen, in
denen der Standort in einer i m
PAG ausgewiesenen Land-
schafts− oder Denkmal−Schutz-
zone liegt, selbst wenn der Be-
treiber alle anderen gesetzli-
chen Bedingungen einhält. Ob
dies wirklich die Rolle der Bür-
germeisterInnen verstärkt, wie
es i m offiziellen Bericht über
den Regierungsrat heißt, ist
fraglich. Es scheint, dass sie
in fast allen Fällen die Ge-
nehmigungen werden erteilen
müssen.

Landschaft vor
Gesundheit
I mmerhin ist eine Kommis-

sion mit VertreterInnen aus
mehreren Ministerien vorgese-
hen, die Gemeindenund Netzbe-
treiber beraten soll. "Die Praxis
wird zeigen, welchen Einfluss
diese Kommission ni mmt. Die
Betreiber jedenfalls müssen
sich an ihre Vorgaben halten",
versichert Marc Sünnen. Der
Plan sectoriel werde keine
Standorte festlegen, erklärt er.
Sowieso handle es sich dabei
um ein Instrument für Landes-
planung, ein Standort könne
höchstens aus urbanistischen
Überlegungen heraus abgelehnt
werden. Bereiche wie Hygiene
undStrahlenschutz würden wei-
terhin nur i mRahmen der Kom-
modo−Prozedur abgedeckt.
Jean Huss ("Déi Gréng") ist

skeptisch: "Den Plan sectoriel
der Regierung werden wir noch
imDetail analysieren. Bei unse-
rem Vorschlag vor zwei Jahren
ginges darum, landesweit Richt-
linien für die Standortwahl vor-
zugeben, zum Beispiel nicht
oder wennmöglich nicht in
Wohngebieten." Die Einhaltung
der Grenzwerte, die durch die
Kommodo−Prozedur sicherge-
stellt wird, reicht ihmnicht aus.
Die Forschung habe gezeigt,
dass weit unter demLuxembur-
ger Grenzwert für Strahlungs-
dichte noch biologische Effekte
ausgelöst würden. Welche Fol-
gen das auf die menschliche Ge-
sundheit habe, könne niemand
vorhersehen.
Was auch Jean Huss zugeben

muss: Luxemburg ist das Land
in Europa, das den strengsten
Grenzwert, eine Feldstärke von
drei Volt pro Meter, vorgibt. Al-
lerdings ist dieser Grenzwert,
der weit unter der EU−Empfeh-
lung liegt, das einzige Instru-
ment, um dem Vorsorgeprinzip
Rechnungzutragen. Angesichts

der Unsicherheit über die von
der Strahlung ausgehenden Ge-
fahren, hieß es i m Dezember
2000 seitens der zuständigen
Ministerien vielversprechend:
"Vermeidbare Balastungen sind
zu vermeiden." Wie, das wurde
nicht ausgeführt.

Umstrittener Grenzwert
"In der Kommodo−Prozedur

haben wir grundsätzlich nur
über das vom Betreiber einge-
reichte Projekt zu entscheiden.
Wir können keinen Einfluss auf
den Standort nehmen", erklärt
Claude Gei mer, Leiter des "Ser-
vice des établissements classés"
der Umweltverwaltung. In punc-
to Strahlenschutz beschränke
sich die Kommodo−Prozedur auf
die Vorgabe von Grenzwerten.
Das Vorsorgeprinzip werde
durch die strengen Grenzwerte
umgesetzt, das sieht auch Marc
Sünnenso.
Im Prinzip könnten Bürger-
meister sich nicht auf die Ge-
sundheitsgefährdung der Bürger
berufen, um Genehmigungen zu
verweigern, weil sie dafür nicht
zuständig seien. "Bei den bishe-
rigen Verfahren in Luxemburg
wurde der 'Trick' mit dem PAG
benutzt, doch es ging um die
Angst vor den Strahlen. Mit der
Einführung des Plan sectoriel
werden die Antennenkritiker
wohl versuchen, auf andere
Rechtsmittel zurückzugreifen."
Auf die Frage, ob das Vorsorge-
prinzip einklagbar sei, verweist
Marc Sünnen auf Verfahren i m
Ausland. In Frankreich hätten
die Gerichtesolche Klagenabge-
lehnt, in Belgien dagegen seien
sieerfolgreichgewesen.
Claude Gei mer hält die Grenz-

werte für angemessen. Mittler-
weilesteheLuxemburgsogar un-
ter Druckaus Brüssel, weil seine
"restriktive" Genehmigungspra-
xis nicht in Einklang mit den EU−
Vorgaben sei. Auch Jean Huss
weiß um die Bestrebungen der
Mobilfunkbetreiber, auf europä-
ischer Ebenelasche Grenzwerte
verbindlich durchzusetzen.
"Die Betreiber versuchen ei-
nen Durchmarsch, bevor die
Ergebnisse der ersten wissen-
schaftlichen Studien ins Be-
wusstsein der Leute gedrungen
sind", befürchtet er. "Der Schuss
wird nach hinten losgehen,
wenn, wie bei der Atomenergie,
die Menschen erst einmal wach
werden."
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Finger wegvomLohn!
Austeritätspolitik und Eingriffein die
Lohnpolitik wären diefalsche Antwort
auf die wirtschaftliche Situation.

Wasserstoff−Träume
I st Wasserstoff der Energi eträger der Zu-
kunft? Ei n kri ti scher Bl i ck auf den " hydro-
gen hype".

Seit demletzten Konjunkturbericht des Statistischen Am-
tes ist die Diskussion über die wirtschaftliche Situation
Luxemburgs neu entbrannt. Es wird über Rezession ge-
fachsi mpelt, und es ist unverkennbar, dass sich die Ar-
beitsmarktsituation verschlechtert, dass sich Unsicher-
heit i n der Wirtschaft breit macht. Der OGBL hat sich auf
sei nem Gewerkschaftstag vom24. Januar mit demThe-
mabefasst undsich klar gegen einestaatliche Austeritäts-
politik, sozialpolitische Verschlechterungen und Eingriffe
in die Lohnpolitik ausgesprochen. Eine derartige Politik
wäre wirtschaftspolitisch kontraproduktiv, da sie beson-
ders den Handel, das Handwerk und die lokalen Dienst-
leistungsbetriebe, die vomKonsumverhalten der Bevölke-
rung abhängig sind, treffen würden. Wir müssen uns be-
wusst sein, dass dies gesamtwirtschaftlich die Wirt-
schaftsparameter äußerst negativ beeinfl ussen würde.
Sicherlich wird es aber auch wieder eine Diskussion über
die Wettbewerbssituation der Betriebe in Luxemburg ge-
ben und dabei wird wohl auch der Lohnfaktor wieder ins
Gespräch gebracht werden, umso mehr in den letzten
Jahren die Gewerkschaften eine erfolgreiche offensive Ta-
rifpolitik betrieben haben, um den Rückgang der Lohn-
quote in den 90er Jahren wieder wettzumachen. Wichtig
bei der Diskussion über die Tarifpolitikist es, aber i mAu-
gezu behalten, dassdieTarifpolitiki n Luxemburgsehr dif-
ferenziertist und stark die betriebliche oder sektorielle Si-
tuation berücksichtigt. Möglich ist diese Politik, weil wir
die automatische I ndexierung der Löhne an die Preisent-
wicklung haben. I n dem Zusammenhang ist es begrü-
ßenswert, dassesaugenblicklich kei neernsthafteI nfrage-
stell ung der Lohni ndexierungseitens der Arbeitgeber oder
der Politik gibt.
Ein anderer Faktor in der Lohnpolitik, der politisch zu be-
einfl ussenist, ist der Mindestlohn. Die Erhöhung des Min-
destlohnes ist aber eher eine Frage der sozialen Gerech-
ti gkeit, als dass sie große gesamtwirtschaftliche Auswir-
kungen auf die Lohnentwicklung und die Wettbewerbsfä-
higkeit unserer Wirtschaft hätte. Dem gegenüber ist die
Personalpolitik der Betriebe von viel größerer Bedeutung
undin diesemBereich stellen wir eine Zunahme der ame-
rikanischen Unsitten fest. Deshalb gibt es für den OGBL
keine Ursache, von den Prinzipien, die seiner Lohn− und
Kollektivvertragspolitik zu Grunde liegen, abzurücken. Es
gibt aber viele Gründe sich für eine offensive Beschäfti-
gungspolitik und für mehr Demokratie am Arbeitsplatz
stark zu machen.

DenkmälergenießenzukünftigSchutzvor Mobilfunkbetreibern.
(Foto: RichardGraf)
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